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Entwurf der Verfaſſung des norddeutſchen nach Publikation der Bundesverfaſſung. — Art. 59. Die ge- | andere Darſtellung werden in den einzelnen Bundesſtaaten beur⸗ 

Bundes. ſammte Landmacht des Bundes wird eln einbeitliches Heer bilden, theilt und beſtraft nach Maßgabe der in den letzteren beſtehenden 
(Schluß.) welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner Majeftät | oder künftig in Wiriſamkeit tretenden Geſetze, nach welchen eine 


IX. Marine und Schifffahrt. Art. 50. Die Kriegs- 
marine der Nord- und Oſtſee iſt eine einheitliche unter preußiſchem 
Oberbefebl. Die Organiſation und Zuſammenſetzung derſelben liegt 
Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen ob, welcher die Offiziere 
und Beamten der Marine ernennt und für welchen dieſelben nebſt 
den Mannſchaften eidlich in Pflicht zu nehmen find. Der Kieler 
Hafen und der Jahde-Hafen find Bundeskriegshäfen. Als Maß⸗ 
ſtab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte 
und der damit zuſammenhängenden Anſtalten dient die Bevölkerung. 
Ein Etat für die Bundesmarine wird nach dieſem Grundſatze mit 
dem Reichstage vereinbart. Die geſammte ſermänniſche Bevölke- 
rung des Bundes, einſchlleßlich des Maſchinen⸗Perſonals und der 
Schiffs-Handwerker iſt vom Dienſte im Landheere befreit, dagegen 
zum Dienſt in der Bundesmarine verpflichtet. Die Vertheilung 
des Erſatzbedarfs findet nach Maßgabe der vorhandenen jeemänni- 
ſchen Bevölkerung ſtatt und die hiernach von jedem Staate geftellte 
Quote kommt auf die Geſtellung zum Landbeere in Abrechnung. 
Art. 51. Die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesſtaaten bilden eine 
einheitliche Handelsmarine. Die Kauffahrteiſchiffe ſämmtlicher Bun⸗ 
desſtaaten fübren dieſelbe Flagge, ſchwarz-weiß roth. Der Bund 
bat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungefähigkeit der See- 
ſchiffe zu beſtimmen, die Ausſtellung der Meßbriefe, ſo wie der 
Schiffscertifikate zu regeln und die Bedingungen jeftzuftellen, von 
welchen die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffes abhängig iſt. 
In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künſtlichen Waſſer⸗ 
ſtraßen der einzelnen Bundes ſtaaten werden die Kauffahrtel⸗Schiſſe 
ſämmtlicher Bundesſtaaten gleichmäßig zugelaſſen und behandelt. 
Die Abgaben, welche in den Seehäfen von den Seeſchiffen oder 
deren Ladungen für die Benutzung der Schifffahrts - Anſtalten 
erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung und gewöbnlichen 
Herſtellung dieſer Anſtalten erforderlichen Koſten nicht überſteigen. 
Auf allen natürlichen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die 
Benutzung beſonderer Anſtalten, die zur Erleichterung des Verkehrs 
beſtimmt find, erhoben werden. Dieſe Abgaben, jo. wie die Ab- 
gaben für die Befahrung ſolcher lünſtlicher Waſſerſtraßen, welche 
Staatseigenthum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhn⸗ 
lichen Herſtellung der Anſtalten und Anlagen erforderlichen Koſten 
nicht überſteigen. Auf die Flößerel finden dieſe Beſtimmungen in 
ſoweit Anwendung, als dieſelbe auf ſchiffbaren Waſſerſtraßen be⸗ 
trieben wird. Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere 


db ter höhere Abgaben zu legen, als von den Schiffen der Bundes: Bundesgebi 
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L. Konſulatweſen. Art. 5 Das gefammmte norbbel che 
Konſulatweſen ſteht unter der Aufſicht des Bundespräſidiume, wel- 
ches die Konſuln nach Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundes⸗ 
rathes für Handel und Verkehr, anſtellt. In dem Amtsbezirke der 
Bundes⸗Konſuln dürfen neue Landes⸗Konſulate nicht errichtet wer- 
den. Die Bundes-Konſuln üben für die in ihrem Bezirke nicht 
vertretenen Bundesſtaaten die Funktionen eines Landes- Konſuls 
aus. Die ſämmtlichen beſtehenden Landes-Konſulate werden auf- 
gehoben, ſobald die Organiſation der Bundes-Konfulate dergeſtalt 
vollendet iſt, daß die Vertretung der Einzel-Intereſſen aller Bun- 
desſtaaten als durch die Bundes⸗Konſulate geſichert von dem Bun- 
des ratbe anerkannt wird. 

XI. Bundeskriegsweſen. Art. 53. Jeder Norddeutſche 
iſt wehrpflichtig und kann ſich in Ausübung dieſer Pflicht nicht 
vertreten laſſen. — Art. 54. Die Koſten und Laſten des ge- 
ſammten Kriegsweſens des Bundes ſind von allen Bundesſtaaten 
und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, jo daß weder Be⸗ 
vorzugungen noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klaſſen 
grundſätzlich zuläſſig find. Wo die gleiche Verthellung der Laſten 
ſich in natura nicht berſtellen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt 
zu ſchädigen, iſt die Ausgleichung nach den Grundſätzen der Ge- 
rechtigkeit im Wege der Geſeßgebung feſtzuſtellen. — Art. 55. 
Jeder wehrfähige Norddeutſche gehört ſieben Jahre lang, in der 
Regel vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Lebensjahre, 
dem ſtehenden Heere und die folgenden fünf Lebensjahre hindurch 
der Landwehr an. In denjenigen Bundesſtaaten, in denen bisher 
eine längere als zwölflährige Geſammt-Dienſtzeit geſetzlich war, 
findet die allmähliche Herabſetzung der Verpflichtung nur in dem 
Maße Statt, als dies die Rückſicht auf die Kriegsbereitſchaft des 
Bundesheeres zuläßt. — Art. 56. Die Frledens-Präſenzſtärke des 
Bundesheeres wird auf 1 pCt. der Bevölkerung von 1867 nor- 
mirt und pro rata derſelben von den einzelnen Bundesſtaaten ge- 
ſtellt; bei wachſender Bevölkerung wird nach je zehn Jahren ein 
anderweitiger Prozentſatz feſtgeſetzt werden. — Art. 57. Nach 
Publikation dieſer Verfaſſung iſt in dem ganzen Bundesgeblete dle 
geſammte preußiſche Milttärgefepgebung ungeſäumt einzuführen, jo- 
wohl die Geſetze ſelbſt, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung 
oder Ergänzung erlaſſenen Reglements, Inftruktionen und Reſkripte, 
namentlich alſo das Militär-Strafgefepbud vom 3. April 1845, 
die Verordnung über die Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die 
Beſtimmungen über Aushebung, Dienſtzeit, Servis- und Verpfle- 
gungsweſen, Einquartierung, Erjap von Flurbeſchädigungen, Mobil- 
machung u. ſ. w. für Krieg und Frieden. Die Militär -Kirchen⸗ 
ordnung iſt jedoch ausgeſchloſſen. — Art. 58. Zur Beſtreitung 
des Aufwandes für das geſammte Bundesheer und die zu demjel- 
ben gehörigen Einrichtungen find dem Bundesfeldherrn jährlich jo 
viel Mal 225 Thaler, in Worten zwei hundert fünf und zwanzig 
Thaler, als die Kopfzahl der Friedeneſtärke des Heeres nach Art. 
56 beträgt, zur Verfügung zu ſtellen. Vergl. Abſchnitt XII. 
Die Zahlung dieſer Beiträge beginnt mit dem Erſten des Monats 


tettiner 
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des Königs von Preußen als Buadeefeldherrn ſtebt. Die Regi- 
menter 2c. führen fortlaufende Nummern durch die ganze Bundes- 
Armee. Für die Bekleidung find die Grundfarben und der Schnitt 
der Königlich preußiſchen Armee maßgebend. Dem betreffenden 
Kontingentsherrn bleibt es überlaſſen, die äußeren Abzeichen (Ko- 
karden ꝛc.) zu beſtimmen. Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und 
das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des Bundes⸗ 
beeres alle Truppentheile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden 
find und daß Einheit in der Organiſation und Formation, in Be- 
waffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mannſchaften, 
ſowie in der Qualifikation der Offiziere hergeſtellt und erhalten 
wird. Zu dieſem Behufe iſt der Bundesfeldherr berechtigt, ſich 
jederzeit durch Inſpektionen von der Verfaſſung der einzelnen Kon⸗ 
tingente zu überzeugen und die Abſtellung der dabei vorgefundenen 
Mängel anzuordnen. Der Bundesfeldherr beſtimmt den Präſenz⸗ 
ſtand, die Gliederung und Einthellung der Kontingente der Bun- 
desarmee, ſowie die Organiſation der Landwehr und hat das Recht, 
innerhalb des Bundesgebietes 5 Garniſonen zu beſtimmen, ſowie 
die kriegsbereite Aufſtellung eines jeden Theils der Bundesarmee 
anzuordnen. Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der 
Adminiftration, Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüſtung aller 
Truppentheile des Bundesheeres find. die bezüglichen künftig erge- 
benden Anordnungen für die preußiſche Armee den Kommandeuren 
der übrigen Bundes-Kontingente, durch den Axt. 8 Nr. 1 bezeich- 
neten Ausſchuß für das Landheer und die Feſtungen, zur Nachach- 
tung in geeigneter Weiſe mitzutheilen. — Art. 60. Alle Bundes- 
truppen find verpflichtet, den Befehlen des Bundesfeldherrn unbe- 
dingte Folge zu leiſten. Dieſe Verpflichtung iſt in den Fahneneld 
aufzunehmen. Der Höchſtkommandirende eines Kontingents, ſowie 
alle Offiziere, welche Truppen mehr als eines Kontingents befeh- 
ligen, und alle Feſtungskommandanten werden von dem Bundes- 
Feldherrn ernannt. Die von demſelben ernannten Offiziere leiſten 
ihm den Fahneneid. Bei Generalen und den Generalſtellungen 
verſehenden Offizieren des Bundeskontingents iſt die Ernennung 
von der jedesmaligen Zuſtimmung des Bundesfeldberrn abhängig 
zu machen. Der Bundesfeldherr iſt berechtigt, behufs Verſetzung 
mit oder ohne Beförderung von ihm im Bundesdienfte, jei 
es im preußiſchen Heere, oder 

den Stellen aus den Offizieren 
zu wählen. — Art. 61. 


r 


Net, deftiunge 
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die Bundesfürſten, beziehentlih die Senate die Offiziere ihrer Kon- 
tingente, mit der Einſchränlung des Art. 60. Sie ſind Chefs 
aller ihren Gebieten angehörenden Truppentheile und genleßen die 
damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das Recht der 
Inſpizirung zu jeder Zeit und erhalten außer den regelmäßigen 
Rapporten und Meldungen über vorkommende Veränderungen, be- 
hufs der nöthigen landesherrlichen Publikation, rechtzeitige Mit- 
theilung von den die betreffenden Truppentheile berührenden Avan- 
cements und Ernennungen. Auch ſteht ihnen das Recht zu, zu 
polizeilichen Zwecken nicht bloß ihre eigenen Truppen zu verwen- 
den, ſondern auch alle anderen Truppentheile der Bundesarmee, 
welche in ihren Ländergebieten dislocirt find, zu requiriren. — 
Art. 63. Erſparniſſe an dem Militär- Etat fallen unter keinen 
Umſtänden einer einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Bun⸗ 
deskaſſe zu. — Art. 64. Der Bundesfeldherr kann, wenn die 
öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeden 
Theil deſſelben in Kriegszuſtand erklären. Bis zum Erlaß eines 
die Vorausſetzungen, die Form der Verkündigung und die Wir- 
kungen einer ſolchen Erklärung regelnden Bundesgeſetzes gelten da- 
für die Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 10. Mai 1849, 
(Geſetz-Sammlung 1849, S. 165 — 171. s 

XII. Bundesfinanzen. Art. 65. Abgeſeben von dem durch 
Art. 58 beſtimmten Aufwande für das Bundesbeer und die zu dem⸗ 
ſelben gehörigen Einrichtungen, ſowie von dem Aufwande für die 
Marine (Art. 50) werden die gemeinſchaftlichen Ausgaben im Wege 
der Bundesgeſetzgebung und, ſofern ſie nicht eine nur einmalige 
Aufwendung betreffen, für die Dauer der Legislatur-Periode feſt⸗ 
geſtellt. — Art. 66. Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Aus- 
gaben dienen zunächſt die aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern 
und dem Poſt- und Telegraphenweſen fließenden gemeinſchaftlichen 
Einnahmen. In foweit dieſelben durch dieſe Einnahmen nicht ge- 
deckt werden, ſind ſie durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten 
nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche von dem 
Präſidium nach dem Bedarf ausgeſchrieben werden. — Art. 67. 
Ueber die Verwendung der gemeinſchaſtlichen Einnahmen und der 
Beiträge der Einzelſtaaten iſt von dem Präſidtum dem Bundes- 
rathe und dem Reichstage Rechnung zu legen. 

XIII. Schlichtung von Streitigkeiten und Strafbeſtimmun⸗ 
gen. S. 68. Jedes Unternehmen gegen die Exiſtenz, die Integri⸗ 
tät, die Sicherheit oder die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes, 
die Erregung von Haß oder Verachtung gegen die Einrichtungen 
des Bundes oder die Anordnungen der Bundesbehörden durch öffent⸗ 
liche Behauptung oder Verbreitung erdichteter oder entſtellter That⸗ 
ſachen, oder durch öffentliche Schmähungen und Berhöhnungen, 
endlich die Beleidigung des Bundesrathes, des Reichstages, eines 
Mitgliedes des Bundes rathes oder des Reichstages, einer Behörde 
oder eines öffentlichen Beamten des Bundes, während dieſelben in 
der Ausübung ihres Berufes begriffen ſind oder in Beziehung auf 
ihren Beruf durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder 


eitung. 


anderen Kontingenten zu beſeten⸗ 
Kontingente des Bundesheeres 


Preis in Stettin vierteljährtich 1 Thlr., 
monatlich 10 


monatlich 12%, Sgr.; 
für Preußen viertefj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


gleiche gegen den einzelnen Bundesſtaat, ſeine Verfaſſung, Einrich⸗ 
tungen und Anordnungen, ſeine Kammern oder Stände, feine 
Kammer- oder Standemitglieder, ſeine Behörden und Beamten be⸗ 
gangene Handlung zu richten wäre. — Art. 69. Für) diejenigen 
in Art. 68 bezeichneten Unternehmungen gegen den norddeutſchen 
Bund, welche, wenn gegen einen der einzelnen Bundesſtaaten ge⸗ 
richtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu qualiſiziren wären, 
iſt das gemeinſchaftliche Ober⸗Appellatlons-Gericht der drei freien 


und Hanſeſtädte in Lübeck die zuſtändige Spruchbebörde in erſter 
und letzter Inſtanz. — Art. 70. Streitigkeiten zwiſchen verſchte⸗ 
denen Bundesſtaaten, ſofern ditſelben nicht privatrechtlicher Natur 


und daher von den kompetenten Gerichtsbebörden zu entſchelden 
find, werden auf Anrufen des einen Tbeils von dem Bundes rathe 
erledigt. Verfaſſungeſtreitigkeiten in ſolchen Bundesſtaaten, in 
deren Verfaffung nicht eine Bebörde zur Entſcheidung folder Streit” 
tigfeiten beſtimmt ıft, bat auf Anrufen eines Theiles der Bundes- 
rath gütlich auszugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege 
der Bundesgeſetzgebung zur Erledigung zu bringen. 2) 

XIV. Verbaltniß zu den ſüddeutſchen Staaten Art. 71. 
Die Beziehungen des Bundes zu den ſüddeutſchen Staaten werden 
ſofort nach Feſtſtellung der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes, 
durch beſondere dem Reichstage zur Genehmigung vorzulegende 
Verträge, geregelt werden, 


Deutſchlaud. N 
Berlin, 18. Februar. Heute nahm Se. Majeſtät der König 
militäriſche Meldungen im Beiſein des Gouverneurs und des Kom⸗ 
mandanten entgegen, empfing aus den Händen des Lieutenants He⸗ 
derich vom 8. brandenburgiſchen Jafanterie-Regiment Ne. 64 die 
Orden des verſtorbenen Oberſtlieutenants a. D. Knospe, und er⸗ 


theilte nach dem Vortrage des Civil-Kabinets Audienzen an die 
Grafen von Burghauß und von Harrach. Nachmittags hatte der 


Minifterpräfident Vortrag. a 


— Ibre Majeflät die Königin hat dem Oberbürgermeiſter 


von Kaſſel 500 Thlr. zur Vertheilung an die milden Anſtalten 
in Kaſſel überwieſen. * 
— Die allgemeine deutſche Lehrer-Verſammlung wird; 
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44 


2 u en glich 


in Hannover zur weiteren Förderung der Angelegenheit in Kennt⸗ 
niß geſetzt habe.“ Sie wird demnach in der Pfingſtwoche d. J. 
am 11., 12. und 13. Juni in Hildesheim ſtattfinden. 

— Die „Militäriſchen Blätter“ berichten: Eine im vorjährigen 
Feldzuge für die Aerzte getroffene Einrichtung hat ſich als ſehr 
praktiſch bewährt und deshalb jeßt die definitive Einführung der⸗ 
ſelben zur Folge gehabt: jeder Arzt wird mit einem Etui verſehen, 
in welchem ſich ein Bleiſtift und zwanzig kleine, mit Bändern ver⸗ 
ſehene Täfelchen befinden, auf welchen der Arzt bei jedem von ihm 
verbundenen Verwundeten die Art der Verwundung, die geleiſtete 


Hülfe und feinen Namen notirt und fie dann den Leuten ins Knopf 


loch der Uniform bindet. — Hierdurch wird es den Krankenträgern 
möglich, die Verwundeten nach dieſen Notizen ſofort richtig nach 
ihrer Transportfähigkeit zu klaſſiſiziren und in der nächſten Ver⸗ 
bandflation iſt der neue Arzt über das Geſchehene ohne Weiteres 
bereits informirt. Es liegt hierin nicht nur für die einzelnen Ver⸗ 
wundeten der Vortheil, in Bezug auf den Transport nach rückwärts 
angemeſſener behandelt zu werden, ſondern vor Allem auch ein gro⸗ 
ßer Zeitgewinn für die Aerzte, die nun nicht erſt jede Einzelnhelt 
zu ihrer Joformation ſelbſt unterſuchen oder Anfragen richten, bez. 
Auskunft zu ertheilen brauchen, ein Zeitgewinn, der der Zahl der 
zu bewältigenden Verwundeten natürlich weſentlich zu gut kommt. 

— Am 15. c., Vormittags 11 Ubr fand, wie der „N. Fr. 
Pr.“ mitgetheilt wird, auf der Praterwieſe in Wien, in der 
Nähe des Tbiergartens ein Piſtolenduell zwiſchen dem Fürſten 
Solms, Offizier in der öſterreichiſchen Artillerie, einem Neffen 
des Königs von Hannover, und dem hannoverſchen Grafen Wedel, 
Adjutanten des Königs von Hannover ſtatt. Fürſt Solms ſtarb 
noch vor Abend. 

Düſſeldorf, 16. Februar. Die Verlobungsfeier der Prin⸗ 
zeſſin Marte zu Hohenzollern, Königl. Hoheit, mit Sr. Königlichen 
Hoheit dem Grafen Philipp zu Flandern, gab der Bevölkerung 


unſerer alten Rheinſtadt wieder einmal Gelegenheit, ihre Loyalität. 


zu zeiten. Und dies geſchah in der eklatanteſten Weiſe. Alle 
Häuſer — ſelbſt in den kleinſten Gäßchen — zeigten den theuren 
preußiſchen Fahnenſchmuck;z eine lebhafte Freude hatte ſich ſogar in 
dem Alltagstreiben bemerkbar gemacht. Hunderte von Portraits 
wurden gekauft. Am Abend des 14. wurde dem Fürſtl. Brautpaar 
ein ſolenner Fackelzug gebracht, an dem ſich Militär und Civil be⸗ 
theiligten. Die mitwogende Menſchenmenge zeigte den größten Ens 
thufiaemus, Prinzeſſin Marie ward mit zablloſen Hochs empfangen. 
Am 15. fand im Theater eine Feſtvorſtellung ſtatt. Man gab 
Boieldieus „weiße Dame“ und der Hofopernſänger Dr. Gunz von 
Hannover ſang dle Titelrolle. Der Rathshausplatz flammte in 
einem blendenden Lichtmeer. Kaum konnten die Hofwagen durch 
die dichtgedrängte Menge gelangen und im Auditorium rief der 
Eintritt Ihrer Königl. Hoheiten die lebhaftete Bewegung hervor. 


mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sagi 


— 


erſten Mal in Preußen tagen, nachdem das Verbot, das den preu⸗ Re 
biſchen Lehrern den Beſuch derſelben vermehrte, ſchon vor einigen 


Ausland, 

Paris, 16. Februar. Drei Interpellationen find im geſetz⸗ 
gebenden Körper ſchon angekündigt: Thiers über die Unterdrückung 
der Adreßdebatten, Berryer über den Poſtſkandal, Jules Favre über 
Mexiko. Der Senatuskonſult, demgemäß der Senat mit dem Rechte 
bekleidet werden ſoll, eine zweite Berathung eines in der Kammer 
votirten Geſetzprojektes zu beantragen, iſt dem Senate bereits vor; 
gelegt worden. 

London, 16. Februar. Die Königliche Kommiſſion zur 
Unterſuchung der Verbältniſſe und Inſtitutionen der verſchledenen 
Vereinigungen von Fabrikanten und Arbeitern iſt nunmehr in einer 
Zahl von 11 Mitgliedern ernannt worden. Unter den Namen 
derſelben figurirt neben Roebuck auch der von Seiten der Arbeiter- 
Aſſoclationen in Vorſchlag gebrachte Advokat Mr. Frederic Har- 
riſon. 

f — Die von der türkiſchen Regierung zur Zeit hier bei der 
„Thames-Jronworks and Sbipbullding-Company“ beſtellte Panzer⸗ 
fregatte „Jatikh“ iſt neuerdings wegen der Unfähigkeit der Pforte, 
ihrem Kontrakte nachzukommen, an die preußiſche Regierung über- 
gegangen und wird jetzt unter ihrem neuen Namen „Wilhelm J.“ 
für Rechnung derſelben vollendet. Der „Wilbelm“ iſt ein furcht⸗ 
bares Kriegsfahrzeug und zeichnet ſich neben außergewöhnlich ſtar⸗ 
kem Gerippe, gewaltigen Panzerplatten und ſtarker Dampfkraft, 
noch durch eiſerne, hinter Panzerſchirmen befindliche Batterieen an 
dem Vor- und Hintertheil, jo wie Breitſeiten auf dem Deck aus. 

— Dem Vernehmen nach wird von den Freunden der Helden 
von Jamaika beabſichtigt, dem Lteutenant Brand ein Bankett zu 


geben, bei welchem Mr. Gladſtone präſidtren wird. 


Pommern. 

Stettin, 19. Februar. In dem geſtrigen Schlußvortrage 
wies Herr Profeſſor Pruß nach, wie die preußiſchen Niederlagen 
von Jena und Auſterlitz der Punkt geweſen, von dem die Erbebung 
Deutſchlands ausgegangen. Dichter, Philoſophen und Schriftſteller 
hätten es ausgeſprochen, daß eine Wiederherſtellung Deutſchlande 
ohne die Wiederherſtellung Preußens nicht möglich je. Die Zeit 
von 1808—1810 wäre diejenige der Reformen unter dem Frei⸗ 
herrn von Stein, Kant und Krauß ſeien die geiſtigen Urheber der- 
ſelben geweſen und beſonders beachtenswerth ſei es, daß gerade 
Nichtpreußen, nämlich außer dem in Naſſau geborenen Reichsfrei⸗ 
herrn v. Stein der große Philoſoph Fichte, ein geborener Sachſe 
und als Dritter im Bunde Ernſt Moritz Arndt, ein geborener 
Schwede, vorzugsweiſe für die Erhebung Preußens gewirkt. Nach 
einem Rückblick auf den öſterreichiſchen Feldzug im Jahre 1809, 
dem Oeſterreich ganz unrechtmäßiger Weiſe eine deutſche Färbung 
zu geben verſucht, ſowie der Folgen deſſelben, gedachte Redner der 
wahrhaft echten preußifchen Volkserhebung des Jahres 1813, in 
Folge deren ſich der König ſeinem Volke angeſchloſſen habe und 
das Volk als neuer Faktor in der deutſchen Geſchichte aufgetreten 
ſel. Sodann des Wiener Kongreſſes, des im Februrr 1814 vom 
Minifter v. Stein aufgeflellten, den verbündeten Fürſten überſandten 
Entwurfes zur Errichtung eines Staatenbundes, endlich der deut⸗ 
ſchen Bundesakte vom 25. Juni 1815 gedenkend, aus der nur der 
im vorigen Jahre ſelig entſchlafene Bundestag übrig geblieben 
jet, bemerkte Redner, daß erſt der preußiſche Thronwechſel im Jahre 


1840 wiederum einen Anſtoß zur Bewegung gegeben habe. König 


Friedrich Wilhelm IV., der in jenem Jahre den Thron beſtlegen, 
hatte, wenngleich Romantiker, doch ein Herz für Deutſchland und 
durch die Verhältniſſe dazu genöthigt — indem Frankreich unter 
dem Minifterium Thiers großes Gelüſte nach dem linken Rhein- 
ufer zeigte — faßte er unmittelbar nach ſeinem Regierungsantritt 
die deutſche Frage ſcharf in's Auge, trat auch mit Oeſterreich 
wegen verſchledener hierauf bezüglicher Punkte in Unterhandlungen, 
indeſſen gelang es dem ſchlauen öſterreichiſchen Fürſten Metternich 
bet der Zuſammenkunft mit dem Könige auf dem Johannis berge 
(1842) die Anſichten deſſelben vollſtändig zu bekämpfen und ihn 
ſo zu ſagen auf andere Gedanken zu bringen. Auch die im Jahre 
1848 erneuerten Verſuche zur Herſtellung der deutſchen Einheit 
ſeien geſcheitert, indem das völlig machtloſe Parlament zu Frank⸗ 
furt a. M. von vorne herein in der Luft ſtand, da es durchaus 
an einem Staat fehlte, auf den es ſich hätte ſtützen können und 
zeigte ſich dieſe Machtloſigkeit ſchon evident im Auguſt 1848 bei 
den Verhandlungen über den Malmder Frieden. Dem Berliner 
Fürſtentage, welchem das Projekt einer deutſchen Union mit Aus- 
ſchluß der öſterreichſſchen Staaten vorgelegt wurde, folgte ſodann 
im März 1850 das Erfurter Parlament, während Oeſterreich na- 
mentlich mit Baiern und Württemberg bemüht war, ein Gegen- 
bündniß zu Stande zu bringen. Mit der Zelt ſagte ſich auch 
Sachſen und Hannover von der urſprünglich beabſichtigten Vereini- 
gung mit Preußen los und Friedrich Wilhelm IV. habe, wie 
Redner bemerkte, ſchon zur Zeit der Eröffnung des Erfurter Par- 
laments beſchloſſen gehabt, die Sache ebenfalls fallen zu laſſen. 
Weiter gedachte Redner ſodann noch der im April 1850 von 
Oeſterreich mit verſchledenen ſüddeutſchen Staaten geſchloſſenen 
Konvention, welche die Wiederherſtellung des deutſchen Bundestages 
bezweckte, der auch ſchon am 1. September jenes Jahres berufen 
wurde, ferner der Zuſammenkunft in Bregenz, des Tages von 
Olmütz, der Einſetzung des preußiſchen Miniſterlums Manteuffel, 
der Dresdener Konferenz vom 23. Dezember 1850 und der auch 
von Preußen im Mai 1851 wieder erfolgten Beſchickung des Bun- 
destages. Sodann der Uebernahme der Regentſchaft Seitens Sr. 
Majeſtät unſeres jetzt regierenden Königs (Oktober 1858) geden⸗ 
kend, bemerkte Redner, daß es, wofür er Spezialitäten anführte, 
ſcheine, als habe ſich ſchon damals ein Umſchwung in unſerer äuße⸗ 
ren Politik vollzogen und als habe in der Bruſt unſeres Königs 
vielleicht ſchon damals ein Plan geſchlummert, Preußen an Defter- 
reich für frühere Demüthigungen zu rächen. Herr v. Bismarck, 
obgleich er ſelbſt Mitglied des Erfurter Parlaments war, ſei doch 
derzeit einer der entſchiedenſten Gegner der Radowitz'ſchen Politik 
geweſen und ſehr wohl wäre anzunehmen, daß jener Staatsmann 
erſt durch ſeinen Aufenthalt als Bundestagsgeſandter in Frankfurt 
a. M. von feinem früheren öſterreichtſchen Standpunkt in der 
deutſchen Frage zurückgekommen. Im Oktober 1862 ſei Oeſterreich 
dann ſelbſt plötzlich mit dem Vorſchlage zu einer Bundes reform 
(dem ſogen. Delegirtenprojekt) deſſen Aufſtellung verſchledene ſüd⸗ 
deutſche Blätter derzeit mit förmlichem Jubel begrüßt hätten, auf- 
getreten, Herr v. Bismarck aber habe jede Betheiligung Preußens 
an dieſem Projekt unter der Erklärung abgelehnt: „Die Bedürf⸗ 


niſſe der deutſchen Natlon könnten nur befriedigt werden durch ein 
aus direkten Wahlen hervorgegangenes Parlament.“ Gleichmäßig 
babe Preußen feine Theilnabhme an dem von Oeſterreich berufenen 
deutſchen Fürſtentage abgelehnt. Nach einem Hinweis auf den 
Zweck des von Preußen und Oeſterreich gemeinſchaftlich im Jahre 
1864 gegen Dänemark geführten Krieges, ferner auf die in neue- 
ſter Zeit vom Minifterium Bismarck vorgelegten Reformprojekte 
ſowie der binnen wenigen Tagen bevorſtehenden Eröffnung des 
norddeutſchen Parlaments, ſchloß Redner mit einem kurzen gene⸗ 
rellen Ueberblick deſſen, was aus den Vorträgen reſultirt und dem 
Dank für die Theilnahme an den letzteren. 

Stettin, 19. Februar. Heute Vormittag um 11 Uhr 
fand die Eröffnung des 38. Kommunal-Landtages von Altpommern 
ſtatt. Vor derſelben begaben ſich die im Landhauſe verſammelten 
Mitglieder unter Führung des Vorſitzenden, Herrn General-Land⸗ 
ſchafts Direktors v. Köller, Behufs der Vorſtellung zu dem 
Herrn Ou erpräſidenten; nach ihrer Rückkehr erfolgte die Verthei⸗ 
lung der Referate, womit die erſte Sitzung ſchloß. Die Dauer 
der Sigungsperiode iſt auf etwa 14 Tage berechnet, Gegenſtände 
von allgemeinerem Intereſſe kommen indeſſen, wie verlautet, außer 
einer Vorlage wegen Bereitſtellung größerer Mittel zur beſchleu⸗ 
nigten Errichtung einer zweiten Irren⸗ und Siechenanſtalt bei 
Ueckermünde, nicht vor. a 

— Die Vorbereitungen zu der wahrſcheinlich mit dem 1. 
April zur Ausführung kommenden neuen Polizei-Reviereintheilung 
haben ihren ununterbrochenen Fortgang; feit geſtern find auch be⸗ 
reits drei neue Polizeiſergeanten eingeſtellt worden, welche einſt⸗ 
weilen mit bei den Vorarbeiten beſchäftigt werden. Das neue 
(6.) Poltzei-Revier, deſſen Vorſtand ſeinen Amteſitz in Grabow a. 
O. erhält, beſteht künftig, ſoviel uns bekannt, aus folgenden Thei⸗ 
len des jetzigen 5. (Außen-) Reviers: Grabow, Bredow nebſt An- 
theil, Züllchow, Frauendorf mit Herrenwieſe, und Gotzlow, welche 
letztere Ortſchaft neu hinzutritt. 

— Auch in den letzten Tagen iſt wiederum eine ganze Zahl 
kleinerer Diebſtähle zur Anzeige gelangt. Wir unterlaſſen deren 
ſpezielle Aufzählung, da fie doch kein allgemeines Intereſſe bieten. 
In den meiſten Fällen handelt es ſich um Diebſtähle aus unver- 
ſchloſſen gelaſſenen Räumen. 

— Der Graf Schwerin-Putzar hat an feine Wähler im 
Anclam⸗Demminer Kreiſe folgendes Schreiben gerichtet: 

„Nachdem ich heute von der erfolgten Wahl zum norbdeut- 
ſchen Parlament in Kenntniß geſetzt bin und mich zur Annahme 
des Mandats bereit erklärt habe, drängt es mich, den Wählern des 
Wahlkreiſes Anclam- Demmin für die Wahl, die ſie durch ihre 
Stimmen herbeigeführt haben, meinen herzlichen, aufrichtigen Dank 
auszuſprechen. Ich lege auf dieſe Wahl um ſo größeren Werth, 
als ich dieſelbe als den freien Ausdruck eines Vertrauens betrach- 
ten darf, das ſich durch Gegenſtrömungen, die ſelbſt in amtlichen 
Kundgebungen ſich Geltung zu verſchaffen verſucht haben, nicht hat 
irre machen laſſen. — Hoffen wir, daß die gemeinſame Liebe für 
König und Vaterland, je länger deſto feſter, die Kluft überbrücken 
wird, die der Parteieifer aufgeriſſen. Halten wir feſt an dem 
Glauben, daß die gemeinſame Arbeit an den großen Aufgaben, 
die eine geſchickte und kühne Politik, getragen von den unver- 


gleichlichen Waffenerfolgen unſeres Heeres, Preußen für bie 1 


Zukunft geftelt hat, auch denen möglich iſt, die über Ziel 
Maß der freien Entwickelung des Volkslebens im Innern, auf den 
verfaſſungsmäßig gegebenen Grundlagen, noch nicht zum vollen 
Ausgleich gekommen ſind. 
Helfen wir Alle Sr. Majeſtät dem König das zu erringen, 
was Er Selbſt als den höchſten Ruhm Seiner Krone bezeichnet: 
„Die Kraft Seines, durch Treue, Tapferkeit und Bildung ſtarken 
Volkes, zur Herſtellung dauernder Einigkeit der deutſchen Stämme 
und ihrer Fürſten zu verwerthen.“ 
Berlin, den 17. Februar 1867. 
Graf Schwerin-Pußar.“ 
Swinemünde, 18. Februar. Das Dampfſchiff „Prinzeß 
Royal Victoria“ if 4½ Uhr Nachmittags hier angekommen und 
hat wenig Eis angetoffen. 


Neueſte Nachrichten. 

Weimar, 18. Febr. Heute Morgen ſtarb hier der Kal⸗ 
ſerlich franzöſiſche bevollmächtigte Minifter Baron Belcaſtel. 

Wien, 18. Februar, Nachmittags. Der folgende Erlaß der 
Kaiſerlichen Regierung wurde den heute zuſammengetretenen Land⸗ 
tagen kundgegeben: . 

Bel der Einberufung des außerordentlichen Reichsraths wurde 
der Kaiſer von der Abſicht geleitet, allen nicht zur ungarijchen 
Krone gehörigen Königreichen und Ländern dle Abgabe des durch 
das Patent vom September 1865 in Ausſicht geſtellten gleichge⸗ 
wichtigen Votums bezüglich der Löſung der Verfaſſungsfrage zu 
ſichern und gleichzeitig die Baſis zur Verſtändigung und Aus- 
gleichung der auch in dieſen Ländern vorwaltenden verſchiedenen 
Rechtsanſprüche und Rechtsauffaſſungen zu bieten. Die Abſicht des 
Katjers fand nicht überall die gehoffte Würdigung, fie war viel- 
mehr vielfach der Mißdeutung ausgeſetzt, als gedenke die Regie⸗ 
rung hierdurch die durch das Oktoberdiplom und das Februarpatent 
zugeſicherten verfaſſungsmäßtgen Rechte zu ſchmälern oder gar dauernd 
zu entzlehen. So ſehr die Regierung eine ſolche Auffaſſung be- 
klagen und als unbegründet bezeichnen müßte, ſo wenig konnte ſie 
ſich darüber täuſchen, daß auf dleſe Art der im Auge gehaltene 
Zweck weſentlich gefährdet erſchiene. 

Zu dieſen Erwägungen trat ſelther noch ein ſehr wichtiger fol 
genreicher Umſtand hinzu, welcher das Beharren auf dem einge⸗ 
ſchlagenen Wege nicht mehr zweckmäßig erſcheinen laſſen konnte. 
Die ſeitherigen Verhandlungen führten zu dem erfreulichen Re- 
ſultate, daß von Seiten des ungartſchen Landtages zuverſichtlich die 
Zuſtimmuug zu Anträgen zu hoffen it, welche die Machtſtellung 
der Geſammtmonarchle zu wahren geeignet ſind, und in ihrer Durch- 
führung die gedeihliche Entwickelung derſelben in Ausſicht ſtellen. 
Als Vorbedingung für die praktiſche Durchführung des Ausgleichs 
erſchien die Ernennung eines verantwortlichen Miniſteriums für 
Ungarn. War es ein Gebot polttiſcher Nothwendigkeit mit dem 
definitiven Ausgleiche Ungarn gegenüber nicht länger zu zögern, fo 
vermochte die Regierung ſich einer Täuſchung darüber nicht hinzu⸗ 
geben, daß ein ungariſches Minijterium die vereinbarte Grundlage 
des Ausgleichs vor dem ungariſchen Landtage vertreten müſſe. 
Hierdurch wurde der Grundgedanke, welcher bei Berufung des 


außerordentlichen Reichsrathes vorgewaltet, überholt und es trat die 
wichtige Frage heran, ob bei dieſer Sachlage nicht im Intereſſe des 
Reiches von der Berufung des außerordentlichen Reichraths abzu⸗ 
geben ſei. Die Regierung mußte ſich, von folgenden maßgebenden 
Geſichtspunkten geleitet, für Bejabung dieſer Frage entſchelden: 
Seit einer langen Reihe von Jahren krankt die konſtitutionelle Or- 
ganiſation der Monarchie an bisher unlösbar gebliebenen Wider- 
ſprüchen zwiſchen den älteren Rechten der ungartſchen Verfaſſung 
und den freiheitlichen Inſtitutionen, deren Durchführung in der 
Geſammtmonarchie der Kalſer ſich zur Lebensaufgabe gemacht hat. 
Vor Behebung dieſes Konfliktes if eine Wiederherſtellung der 
Größe und weltgeſchichtlichen Stellung des Katferftaates im euro- 
pälſchen Staatenſyſtem nicht zu erhoffen. Bei den durch die letz⸗ 
ten unheilvollen Ereigniſſe geſchaffenen Verhältniſſen iſt jede Ver⸗ 
zögerung des Ausgleichs mit den entſchledenſten Nachtbeilen ver⸗ 
bunden. Tritt der Ausgleich jedoch ins Leben, ſo erſchelnt zugleich 
der Zweck erreicht, welcher der mit dem Septemberpatente verfüg- 
ten Siſtirung zu Grunde lag. Dieſe, wegen Einleitung einer Ber- 
ſtändigung mit Ungarn ergriffene Maßregel iſt fortan nicht mehr noth⸗ 
wendig. Die Rückkehr in die verfafjungsmäßige Bahn iſt von 
ſelbſt gegeben und der Regierung Gelegenheit geboten, dem ver- 
ſammelten Reichsrathe über die gepflogene Verhandlung Aufſchlüſſe 
zu erthellen und ihre Schritte zu techtfertigen. Der Kalſer ver⸗ 
ordnete demnach mit Entſchließung vom 4. Februar, daß von einer 
Einberufung des außerordentlichen Reichsraths abzukommen fei, der 
verfaſſungsmäßige Reichsrath am 18. März in Wien zuſammen⸗ 
zutreten habe und demſelben die rückſichtlich des Ausgleichs mit 
Ungarn nothwendigen Verfaſſungsänderungen zur Annahme vor⸗ 
gelegt werden ſollen. Dem Reichs rathe werden ſofort noch Geſetz⸗ 
entwürfe über die Entſendung von Deputirten in den Berathungs⸗ 
körper für gemeinſame Angelegenheiten, über Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit, Modiſizirung des §. 13 des Februarpatentts, über Erwel⸗ 
terung der verfaſſungsmäßigen Autonomie der einzelnen Länder, 
über eine neue Wehrverfaſſung, über Verbeſſerung der Rechtspflege 
und Hebung der volkswirthſchaftlichen Intereſſen vorgelegt werden. 
Die Regierung. hofft zuverſichtlich, daß die Landtage ſofort zur 
Wahl der Mitglieder für den verfaſſungsmäßigen Reichsrath ſchrei⸗ 
ten und hierdurch beitragen werden, die nur allzulange fortdauernde 
Verfaſſungskriſis zu beenden. 

Peſth, 18. Februar. Ein in der heutigen Sitzung des 
Unterhauſes verleſenes Königliches Reſkript willfahrt der Bitte um 
Siſtirung des Wehrpatentes, welches nunmehr der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Behandlung zugewieſen wird, verheißt die Herſtellung der 
Verfaſſung und die Einſetzung eines Miniſtertums für Ungarn, 
zu deſſen Präſtdenten bereits Graf Andraſſy ernannt wird. Die 
Verleſung wurde von ſtürmiſchen Eljenrufen begleitet. Der Prä⸗ 
ſident des Unterhauſes beantragte die Abſendung einer Dankdepu⸗ 
tation an Se. Majeſtät. Graf Andraſſy verſprach die baldige 
Vorlegung feiner Minifterlifte. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 
aris, 18. Februar, Abends. Der „Abendmonkteur“ jagt; 
Die Mittheilung des Gelbbuchs wird am Mittwoch ſtattfinden. 
Die „France“ ſagt: Mouſtler wünſche Aktenſtücke des neueſten Da- 
tums hinzuzufügen. Die „France“ ſtellt die baldige Regelung der 


Kandla-Frage auf Baſis der Autonomie Kretas in Ausſicht. Dem 


„Conſtitutlonnel“ zufolge hat der Staatsrath heute den Armee-Or- 


ganiſatlons-Entwurf angenommen. Die Bafis bildet: Zweitheiliges 
Kontingent von 160,000 Mann, die erſte Hälfte mit fünfjährigem 
Aktivdienſt, die zweite mit vlerjährigem Reſerve- und fünfjährigem 
Nationalgarden-Dienſt. 


Viehmärkte. 

Berlin. Am 18. Februar c. wurden an Schlachtvieh auf hieſigen 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieh 1742 Stück. Die Zutrifften waren bedeutend ſtark, un⸗ 
geachtet daß einige 100 Stück Rindvieh nach dem Auslande verkauft wur⸗ 
den, blieb das Geſchäft im Allgemeinen dennoch gedrückt, und ſtellten ſich 
die Preiſe für Prima⸗Qualität auf 16 &, mittel 12 bis 14, ordinär 8 
bis 10 % pro 100 Fleiſchgewicht. 

An Schweinen 3834 Stück. Der Handel war ſehr a und ſchlep⸗ 
25 felot_befte feine Kernwaare konnte nur 16 auch 1 S pro 100 Pfd. 
Bieil per erzielen und blieben bedeutende Beſtände am Markte un⸗ 

auft. 

An Schafvieh 4480 Stück“ Export⸗Geſchäfte wurden in Folge aus- 
wärtiger gedrückter Preiſe nicht ausgeführt, 7 ſtellten ſich 0 2 
ah im Verhältniß zu voriger Woche für beſte Qualität pro Kopf 1 
niedriger. 

An Kälbern 927 Stück, welche ebenfalls nur zu niedrigen Preiſen auf- 
geräumt werden konnten. 


Börfen-Berichte. 

Stettin, 19. Februar. Witterung: klare Luft. Temperatur 4.3 ® 
R. Morgens 3° Kälte. Wind: O. 

An der Börfe, 

Welzen wenig verändert, loco pr. 85pfd. gelber und weißbunter 
82—86 &, geringer 70 —80 bez., 83—8öpfb. gelber Frühjahr 824, 
83 & bez., Mai Juni 83 & bez., Juni⸗Juli 8314 bez. u. Br. 

Roggen behauptet, pr. 2000 Pfd. loco 52½—56 4 bez., Frühjahr 
52%, 53 & bez. u. Gd., Mai⸗Juni 53 ½, %, ½ 34 bez. u. Gd., Inni⸗ 
Juli 54 9% bez. u. Br., 53%, Gd. 5 
* & 1 ſte loco pr. 70pfd. märker 47½, 481% 3% bez., ſchleſiſche 451%, 

ez. 
Hafer ohne Umſatz. 

Rüböl matt, loco 11½ & Br., Februar 11½ 9% bez., 11¼ 92 
Br., April⸗Mai 11% A Br., 11½ % Gd., Septbr.⸗Oktober 1115 
S bez., 12 M Br. | 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 16%, K bez., Februar 
März 16 ½ % Br., Frühjahr 16%, 9% bez., Mai-Junt 16% A Br., 
Juni-Juli 1614/44 Gd., 17 & Br. 

Hamburg, 18. Februar. Getreidemarkt. Weizen loco flan, auf 
Termine behauptet. Per Februar 5400 Pfd. netto 152 Bankothaler Br., 
150 Gd., Frühj. 142 Br. und Gd. Roggen loco flau, pr. Frühj. 87 Br. 
und Gb’. Hafer leblos. Oel ſtill, Ioco 25, pr. Mai 25½, pr. Oktober 
26 ½. Kaffee mung Zink ohne Kaufluſt. — Frühlingswetter. 

London, 18. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Engliſcher 
Weizen zu denſelben Preiſen wie am vergangenen Montag verkauft, frem⸗ 
der unverändert, Hafer feſt. Mehl wenig gefragt. — Trübes Wetter. 


